
bestimmte Mitglieder entsprechend Ziff. 29, 30 bzw. 32 
der Musterstatuten, die in der inneren Betriebsordnung 
der Genossenschaft oder den Arbeitsordnungen für 
einzelne Arbeitsbereiche Platz finden, tragen unmittel­
bar zur Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins der 
Mitglieder bei, weil ihre Verwirklichung in der täg­
lichen Praxis die Mitglieder lehrt, neben der Sorge um 
das eigene „Ich“ eine konkrete Verantwortung für die 
Interessen des Kollektivs zu übernehmen.

In einer Reihe Genossenschaften, besonders in sol­
chen, in denen neben ehemaligen Landarbeitern und 
Neubauern auch starke Mittelbauern und Großbauern 
vereinigt sind, wird die Entwicklung zum sozialistischen 
Bewußtsein durch statutwidrig aufgeblähte Hauswirt­
schaften, durch Statutverletzungen bei der Einbringung 
des Inventars, bei der Verteilung der Futtermittel usw. 
gehemmt. In der LPG Löwenbruch, Kreis Zossen, 
(Typ III) z. B. hielten mehrere Bauern noch drei Kühe 
bzw. zwei Kühe und mehrere Jungbullen in der indivi­
duellen Hauswirtschaft und bewirtschafteten bis zu acht 
Morgen Wiese selbständig mit eigenen Zugkräften. Auf 
die Statutverletzungen hingewiesen, erwiderten sie, daß 
sie ihre Arbeit in der LPG doch trotz dieser Belastung 
„anstandslos“ verrichten und die Genossenschaft froh 
sein könne, nicht auch noch für ihre Wirtschaften Futter 
heranfahren zu müssen. Sie berücksichtigten nicht, daß 
auf diese Weise der Widerspruch zwischen ihren Privat- 
eigentümerinteressen und den Aufgaben und Interessen 
des Kollektivs statt aufgehoben ständig reproduziert 
wird, daß die konkreten gesellschaftlichen Beziehungen, 
in denen sie stehen, sie immer wieder davon abhalten 
werden, ihre volle Kraft für die Entwicklung der ge­
nossenschaftlichen Wirtschaft einzusetzen. Entsprechend 
pessimistisch war ihre Einstellung zur Perspektive der 
Genossenschaft, was sich besonders ungünstig deshalb 
auswirkte, weil mehrere von ihnen leitende Stellungen 
in der Genossenschaft einnehmen.

Die Mitgliederversammlung der LPG Löwenbruch 
faßte nach gründlicher Aussprache im Vorstand und in 
den Brigaden folgenden, gleichzeitig mit dem neuen 
Statut angenommenen Beschluß:

. . . III. Zur Durchführung der Bestimmungen des 
Musterstatuts über die individuelle Hauswirtschaft 
(Ziff. 67 und 68) beschließt die Mitgliederversamm­
lung:

1. Die Revisionskommission wird beauftragt, die 
individuellen Flächen der Mitglieder unter Berück­
sichtigung dessen, daß jeder Familie nicht mehr als
0. 5 ha zustehen, einschließlich Gartenland, neu zu 
vermessen. Denjenigen Mitgliedern, die bisher ihre 
großen Gärten individuell nutzten, wird die Nutzung 
der Gärten weiterhin gestattet, wobei die Nutzung 
der Flächen, die über 0,5 ha hinausgehen, bei der 
Futtermittelzuteilung entsprechend berücksichtigt 
wird. Die eigenmächtige Futtergewinnung von ge­
nossenschaftlichen Wiesen ist unzulässig.

2. Diejenigen Mitglieder, die in ihrer individuellen 
Viehhaltung mehr als zwei Kühe mit Kälbern 
halten, bringen diese Kühe unter Anrechnung auf 
den Pflichtinventarbeitrag bzw. zusätzlichen Inven­
tarbeitrag bis zum 1. Januar 1960 in die Genossen­
schaft ein. Sie erhalten den dafür festgesetzten 
Staatszuschuß. Sind die Kühe. für die genossen­
schaftliche Nutzung ungeeignet, werden sie bis
1. Januar 1960 durch das betreffende Mitglied ab­
geliefert.

Die Aufblähung der individuellen Hauswirtschaft ist 
in den meisten Fällen nicht nur mit individueller Be­
wirtschaftung genossenschaftlicher Flächen, sondern zu­
gleich mit Statutverletzungen in der genossenschaft­
lichen Futterzuteilung verbunden. Eine Futterzuteilung 
nach „Bedarf“ statt nach Leistung (unter Zahlung eines 
entsprechenden Ausgleichs in Aufkaufpreisen für die­
jenigen, die das Futter in natura nicht benötigen) ver­
letzt das Leistungsprinzip und vertieft die Kluft zwi­
schen den Mitgliedern ohne Hauswirtschaft und deinen, 
die früher Einzelbauern waren und deshalb in der 
Regel eine gut ausgestattete Hauswirtschaft besitzen. 
Sie wirkt damit dem Ziel des LPG-Rechts, zur Heraus­
bildung eines einheitlichen sozialistischen Klassen­
bewußtseins der Genossenschaftsbauemschaft beizu­
tragen, direkt entgegen. Die Genossenschaften, bei 
denen dieser Mangel bisher noch nicht überwunden ist,

sollten deshalb mit der Annahme des neuen Statuts 
entsprechende Beschlüsse zur Durchsetzung der Ziff. 55 
Musterstatut Typ III fassen. Der Beschluß sollte stets 
die Einrichtung eines Futtermittelbuchs, in das jede 
Futtermittelausgabe eingetragen werden muß, enthalten.

Bisher ist von Ergänzungen oder Änderungen des 
Wortlauts der Musterstatuten bei der Übernahme ins 
individuelle Statut der Genossenschaft noch nicht die 
Rede gewesen. Die praktischen Erfahrungen bei der 
Überarbeitung der Statuten zeigen auch, daß derartige 
Ergänzungen oder Änderungen in der Regel nicht not­
wendig sein werden. Der Schwerpunkt bei der Über­
arbeitung der Statuten liegt nicht darin, in jeder LPG 
bestimmte Abweichungen vom Wortlaut der Muster­
statuten zu beschließen, sondern Musterstatut und 
Statut durch eigene Beschlüsse entsprechend den be­
sonderen örtlichen Bedingungen v o l l  d u r c h z u s e t ­
z e n .  Hierin liegt einer der wesentlichsten Unterschiede 
der Musterstatuten zur Musterbetriebsordnung und 
anderen Empfehlungen des Ministerrats, die ihren Sinn 
nicht erfüllen, wenn sie nicht zumindest durch Zusätze 
entsprechend den örtlichen Bedingungen und Erfahrun­
gen konkretisiert werden2.

Der Grundsatz, den Wortlaut der Musterstatuten un­
verändert ins individuelle Statut zu übernehmen, 
schließt Änderungen im Einzelfall nicht aus, soweit sie 
den Grundsätzen des Musterstatuts nicht entgegen­
stehen. In der LPG Tremmen z. B., in der nur ein 
kleiner Teil der Mitglieder in der individuellen Wirt­
schaft Rindvieh hält, soll Heu und Grünfutter nicht auf 
Arbeitseinheiten verteilt werden. Die LPG will statt 
dessen jedem Kuhhalter auf Wunsch statt der Durch­
schnittserträge von den 0,5 ha individueller Fläche, die 
in Tremmen gemeinschaftlich bewirtschaftet wird, das 
für die Fütterung einer Kuh notwendige Futter zur 
Verfügung stellen. Ziff. 55 des Musterstatuts, in der die 
Futtermittelverteilung entsprechend den geleisteten 
Arbeitseinheiten geregelt ist, kann deshalb im indivi­
duellen Statut der LPG Tremmen als gegenstandslos 
entfallen. (Die Verteilung von Getreide und Kartoffeln 
erfolgt dagegen weiter nach Arbeitseinheiten.)

Über diese Änderungen im Einzelfall hinaus bleibt 
es jeder LPG unbenommen, bestimmte Beschlüsse zur 
Durchsetzung des Musterstatuts, soweit sie nicht nur 
einmalige Maßnahmen enthalten, als Ergänzungen ins 
Statut selbst aufzunehmen. A r 113 hat am Beispiel der 
Haftung bereits nachgewiesen, daß es nicht möglich ist, 
allgemeine Grundsätze darüber aufzustellen, welche 
Regeln ihrem Inhalt nach unbedingt ins Statut gehören 
und welche in der inneren Betriebsordnung oder in 
anderen besonderen Beschlüssen der Mitgliederver­
sammlungen erscheinen müssen. Es ist aber zweckmäßig, 
solche Beschlüsse zusätzlich ins Statut aufzunehmen, 
deren Inhalt den Genossenschaftsbauern zur Durchfüh­
rung der Grundsätze des Musterstatuts besonders wich­
tig erscheint.

Das neue LPG-Recht hat an den verschiedensten 
Stellen, besonders markant in § 1 des LPG-Gesetzes, 
die Bedeutung der innergenossenschaftlichen Demokra­
tie und Selbständigkeit hervorgehoben. Nicht zufällig 
erscheinen auch im neuen LPG-Recht selbst die wich­
tigsten Grundsätze des innergenossenschaftlichen 
Lebens, die für alle LPGs verbindlich sind, in der Form 
eines Musters, verlangen also die nochmalige Beschluß­
fassung in jeder Genossenschaft. Unter den Bedingun­
gen des einzelbäuerlichen Kleinbetriebs ist zur Durch­
führung der Produktion nur ein Mindestmaß an Lei­
tung und — umgekehrt — nur ein Mindestmaß an gesell­
schaftlicher Disziplin erforderlich gewesen. Die Klasse 
der werktätigen Bauern kann den ungeheuer schwieri­
gen Weg zu höchster gesellschaftlicher Disziplin im 
sozialistischen Großbetrieb nur erfolgreich beschreiten, 
wenn sie sich — unter Führung der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei — die Regeln ihres Zusammenlebens, d. h. 
in erster Linie die Regeln der gesellschaftlichen Diszi­
plin, selbst auferlegt. Um so wichtiger ist es, bei der 
Überarbeitung der Statuten und der Beschlußfassung

2 Deshalb enthält auch Ule neue Musterbetriebsordnung nicht 
nur bereits formulierte Vorschläge für bestimmte Rechts­
normen, sondern daneben ausführliche Hinweise dazu, zu 
welchen Fragen und in welcher Richtung die Genossenschaften 
noch eigene Festlegungen beschließen sollen (vgl. z. B. Ziff. 7, 
11, 18, 32 usw.).

3 vgl. NJ 1357 S. 627.
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